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»Seid überzeugt, dass das Geheimnis des Glücks die Freiheit, das Geheimnis der Freiheit aber der Mut ist.« Mit diesem Perikles-
Zitat möchten wir Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, glückliche Weihnachtstage und ein Neues Jahr voller Optimismus wünschen, 
wie er bei diesen Straßenkindern aus Istanbul zu spüren ist, die ihren Weg aus dem Elend suchen. Eine Reportage dazu auf Seite 3

Jürgen Rose

Olmerts Outing
ATOMPOKER ■  Der Premierminister leitet den Wandel der israelischen Nuklearstrategie ein

Dass Israel Atommacht ist, weiß die
Welt nicht erst seit gestern. Ungeach-
tet dessen galt die 1969 zwischen
Golda Meir und Richard Nixon ab-

gestimmte Formel, dass »Israel nicht als er-
stes Land in der Region Atomwaffen ein-
führen wird«. Das hinter dieser so genannten
»Strategie der Ambiguität« steckende Kalkül
bestand darin, einerseits die Feinde Israels
abzuschrecken, andererseits dank dieser
Mehrdeutigkeit nicht mit Forderungen nach
Kontrolle oder gar Abrüstung von Waffen
konfrontiert zu sein, die man angeblich gar
nicht im Arsenal hatte. So konnten Vorschlä-
ge für eine nuklearwaffenfreie Zone Nah-
und Mittelost, wie sie etwa von Ägypten ka-
men, regelmäßig vom Tisch gefegt werden.
Als der Irak schließlich versuchte, mit einer
eigenen Nuklearoption zu reagieren, zer-
bombte die israelische Luftwaffe 1981 kur-
zerhand den Reaktor von Osirak.

Nun aber ist mit dem Iran und dessen ato-
maren Ambitionen ein Gegner ganz anderen
Kalibers aufgetaucht. Zwar verfolgt Teheran
ebenfalls eine Politik der Ambiguität, indem
die Regierung dort nicht müde wird zu be-
haupten, ihr Nuklearprogramm diene allein
friedlichen Zwecken. Doch hat bereits der is-
raelisch-niederländische Militärhistoriker
Martin van Creveld an der Hebräischen Uni-
versität von Jerusalem darauf hingewiesen,
»der Iran müsste verrückt sein, nicht nach

der Bombe zu streben«. Weil damit die
Denkmuster der iranischen Regierung ziem-
lich exakt beschrieben sein dürften, plädieren
amerikanische und selbst israelische Analy-
sten seit geraumer Zeit dafür, Israel solle nach
dem Muster der NATO im Kalten Krieg ei-
nen Schwenk hin zu einer eindeutig dekla-
rierten nuklearen Abschreckungsstrategie
vollführen. Die Widerstände dagegen sind
freilich enorm, wie die Entrüstung zeigt, mit
der israelische Zeitungen Olmerts angeblich
unbedachte Äußerung während seiner
Deutschlandvisite quittieren.

Indes hat der Premierminister seine Karten
im Atompoker äußerst geschickt aufgedeckt
– offenbar aufs Engste koordiniert mit dem
neuen US-Verteidigungsminister Gates, der
kurz zuvor während der Anhörung im Kon-
gress ein gewisses Verständnis für das irani-
sche Streben nach Kernwaffen zu erkennen
gab. Teheran suche nach einer wirksamen
Abschreckungsoption, da man von Nuklear-
waffenstaaten umzingelt sei. Namentlich
nannte Gates Pakistan im Osten, Russland im
Norden, die USA im Persischen Golf und
eben Israel im Westen. Damit besaß Olmert
quasi die Rückendeckung der Garantie-
macht, um postwendend auf deutschem Bo-
den den zweiten Schritt zu tun und Israel als
offizielle Nuklearmacht zu outen – ohne das
deutsch-israelische Sonderverhältnis zu ge-
fährden. Aus israelischer Sicht ist es von exi-

stenziellem Gewicht, sich auch künftig
Deutschlands vorbehaltloser Unterstützung
zu versichern – auch wenn die nun einer
Atommacht gilt. Israels Regierungschef war
insofern besonders auf die Zusage von Kanz-
lerin Merkel bedacht, dass es an den umfang-
reichen deutschen Rüstungslieferungen keine
Abstriche gibt. Ganz oben auf der Transfer-
liste stehen dabei die beiden in Deutschland
bestellten U-Boote der Klasse 212a, die als
Trägersysteme für Israels seegestützte Atom-
waffen in Betracht kommen. Keinesfalls soll-
te es passieren, dass vielleicht die Regierung
Merkel mit Verweis auf geltende Gesetze, die
Rüstungsexporte in Krisen- und Kriegsge-
biete klar verbieten, und auf völkerrechtliche
Verbindlichkeiten des Nicht-Kernwaffen-
staates Bundesrepublik Deutschland ein Em-
bargo über den Export von Trägersystemen
für Kernwaffen verhängt. Gleichfalls dürfte
Olmert sich vergewissert haben, dass Berlin
auch für den Fall eines Waffengangs gegen
den Iran auf Seiten Israels steht. 

Dass Angela Merkel und ihr Außenminister
mit einer solch abenteuerlichen Nibelungen-
treue jegliche Abrüstungs- und Friedens-
bemühungen für den Nahen und Mittleren
Osten unterlaufen, dürfte außer Zweifel ste-
hen.

Dipl. Päd. Jürgen Rose ist Oberstleutnant der Bundeswehr.
Er vertritt in diesem Beitrag nur seine persönlichen Auffas-
sungen.

Wolfgang Storz

Mitten ins Mark
MINDESTLOHN UND ARBEITSLOSENGELD I ■  Das Prinzip Leistung gilt
nicht mehr

Z wischen den Großkoalitionären und
innerhalb der beiden Großparteien
wird über zwei Themen mit so harten
Bandagen gekämpft, da scheint es um

mehr als nur um Mindestlohn und die Be-
zugsdauer des Arbeitslosengeldes I zu gehen.
Allein wegen Letzterem geriet jüngst ein
ganzer CDU-Parteitag aus dem Takt. Und
das Thema Mindestlohn – von den Gewerk-
schaften auf die Tagesordnung gesetzt – wird
bestenfalls mit sehr spitzen Fingern angefasst.
Beides überrascht, geht es doch lediglich um
wenige Milliarden Euro – im einen Fall an
Mehrbelastung für den Staatshaushalt, im an-
deren für die Wirtschaft –, so dass man ei-
gentlich gelassen darüber verhandeln könnte.

Diese Gelassenheit fehlt, weil es um mehr
als Milliarden geht. Es geht um ein Prinzip,
das sich aus der Addition zweier Leitsätze er-
gibt, die erst die west-, dann die gesamtdeut-
sche Arbeitsgesellschaft zusammen schweiß-
ten. Der erste lautet: Wer nicht arbeitet, der
soll auch nicht essen. Der zweite: Leistung
lohnt sich. Beide zusammen bildeten für die
Mittelschichten, für diejenigen, die aufsteigen
und jene, die nicht absteigen wollten, Funda-
ment und Motiv all ih-
rer Anstrengungen.
Damit hat sich die Re-
publik bisher ange-
trieben, ist oft Export-
und ab und an Fuß-
ball-Weltmeister ge-
worden. Die Hoff-
nung der so genann-
ten kleinen Leute auf
den Aufstieg, wenigstens den ihrer Kinder,
drückt sich in diesen Sätzen aus. Zwei Sätze,
die Loyalitäten erzeugten und Identitäten be-
gründeten, die zum geistigen Rüstzeug und
Alltagsbewusstsein des Landes gehörten; die
geeignet waren, auch den Abstand nach »un-
ten« zu wahren. Denn: Wer sich nicht an-
strengt, dem geht es schlechter als den ande-
ren. Nur die, die sich anstrengen, werden be-
lohnt. Diese Leitsätze teilten Katholiken wie
Protestanten, Unternehmer wie Gewerk-
schafter, Sozialdemokraten wie Konservative.

Und nun das: Die Themen Mindestlohn
und Arbeitslosengeld I bringen mehr als an-
dere Konflikte an den Tag: Dieses Leistungs-
prinzip gilt nicht mehr. Es gibt diesen Zu-
sammenhang nicht mehr, dass persönliche
Leistungsbereitschaft verlässlich eine gute
Lebensperspektive bietet. So belegt eine Ana-
lyse der Hans-Böckler-Stiftung, dass jeweils
deutlich mehr als die Hälfte aller Niedriglöh-
ner gut ausgebildet ist und zudem keine ein-
fache, sondern eine qualifizierte Arbeit lei-
stet. Es stimmt also nicht, dass nur unqualifi-
zierte Arbeitnehmer für anspruchslose Ar-
beiten mit Hungerlöhnen zwischen drei und
sieben Euro pro Stunde abgespeist werden.
Qualifizierte, leistungsbereite und gut ver-
dienende Arbeitnehmer, die sich vielleicht 20
oder 25 Jahre lang angestrengt hatten, pünkt-
lich ihre Steuern bezahlten, dann ohne eige-
nes Verschulden arbeitslos wurden – sie er-
hielten dank Gerhard Schröders Agenda

2010 über Nacht nur noch ein und nicht wie
früher zwei Jahre Arbeitslosengeld. Und sie
erlebten, nach diesem einen Jahr mit allen an-
deren, auch denen, die sich in ihren Augen nie
besonders angestrengt hatten, auf Arbeitslo-
sengeld II angewiesen zu sein. Damit traf die
Regierung Schröder diese Schichten ins
Mark. Mitten im Arbeiten – basta, haute ei-
nem der Schröder ein komplettes Jahr an so-
zialer Sicherung weg. Andere erfahren, dass
es ihnen schlechter geht – unbezahlte Mehr-
arbeit und Lohnkürzungen hingenommen
werden müssen –, obwohl ihre Firmen flo-
rieren. Wenn es »meinem« Unternehmen gut
geht, dann geht es auch mir gut, auch diese
Gewissheit gilt nicht mehr. Die Erkenntnis,
dass Leistung sich weniger oder nicht mehr
lohnt, wird zudem von einer Untersuchung
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) gestützt: Die Chancen auf-
zusteigen, die sind für Geringverdiener in
Deutschland schlechter als in den meisten eu-
ropäischen Staaten.

Das alles hat die Mittel- und qualifizierten
Arbeitnehmerschichten deshalb viel tiefer ge-
troffen, als die Erfinder der Agenda-Politik je

dachten, weil in diesen
Schichten der Wille zur
Leistung und Eigenver-
antwortung viel ausge-
prägter ist als die Eliten
täglich behaupten. Als
Gegenleistung wurde
und wird jedoch eine
gewisse soziale Balance
erwartet. Die Agenda-

Politik holzte sie ab. Und den auseinander
klaffenden Einkommen wird ein Übriges ge-
tan: Dass Josef Ackermann für den Abbau
von Arbeitsplätzen ein Jahressalär erhält, für
das ein Durchschnittsverdiener 400 Jahre
lang arbeiten muss, kann niemand erklären.
Der Frankfurter Soziologe Kai Dröge, eben-
so wie sein Kollege Sighard Neckel und an-
dere, zeichnen in ihren Analysen nach, wie
Leistung oft nur noch an ihrem Erfolg am
Markt bemessen wird: Umsatz, Rendite,
Marktanteil. Die Anstrengung selbst, die jah-
relange Ausbildung, die soziale Nützlichkeit
der Arbeit, das alles wird entwertet und ein-
geebnet. Bisher erhielt der Arbeitnehmer für
eine bestimmte Arbeitsleistung und Qualifi-
kation ein bestimmtes Einkommen. Heute
wird im Prinzip nicht mehr die Arbeitslei-
stung bezahlt, sondern allein die Leistung,
die sich verkaufen lässt.

Weil das wichtige Wählerschichten tief
berührt, materiell und psychisch, wohl des-
halb reden Kurt Beck und seine SPD jüngst so
viel über »eine sozial gerechte Leistungsge-
sellschaft« und darüber, dass die Devise »Lei-
stung muss sich wieder lohnen« zu einem
wichtigen Element »einer neuen Gerechtig-
keitspolitik« werden könne. Der erwähnte
Sighard Neckel liefert ihnen dazu die geistige
Handreichung: Man möge Leistung doch
wieder mit dem Kriterium »der Güte nützli-
cher Arbeit« koppeln. Dieser Hinweis zeigt,
was Beck vor sich hätte, würde er es ernst
meinen: Er müsste sich grundsätzlich kritisch
mit der heutigen Form des Wirtschaftens aus-
einandersetzen, mit dem Kapitalismus, der
nach und nach jedes Maß verliert. Der SPD-
Vorsitzende würde dafür vom Publikum ge-
wiss auch belohnt, erfüllte doch eine solche
Leistung alle Kriterien nützlicher Arbeit. ■
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